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Unkonventionelle kämpfen um Japans Spitzenposten
Zum ersten Mal haben eine Frau und ein Jungpolitiker gute Chancen, Regierungschef zu werden

MARCO KAUFFMANN BOSSART

Die Liste der farblosen japanischen
Regierungschefs ist lang. Allesamt er-
fahreneMänner, die die oberste Sprosse
der politischen Karriereleiter im fort-
geschrittenen Alter erklommen hat-
ten. Niemand besass Chancen, ihnen
die Führungsrolle in der LDP zu ent-
reissen. Das ist heute anders. Nach dem
Rücktritt von Shigeru Ishiba – in seiner
Amtszeit verlor die LDP in beiden Par-
lamentskammern die Mehrheit – haben
zwei Personen mit einem für Japan un-
gewöhnlichen Profil die besten Chancen
für den Spitzenposten in der LDP.

Sanae Takaichi wäre die erste japa-
nische Regierungschefin überhaupt.
Die 64-jährige Konservative hat bemer-
kenswerte Farbtupfer im Lebenslauf. Sie
trennte sich von ihremMann wegen poli-
tischerMeinungsverschiedenheiten nach
dreizehn Jahren Ehe – bevor sie ihn vier
Jahre später wieder heiratete.Als Studen-
tin trommelte Takaichi in einer Heavy-
Metal-Band. Und in ihrer über dreis-
sig Jahre langen Politkarriere als Abge-
ordnete und Ministerin beschäftigte sie
sich mit verschiedensten Dossiers, unter
anderem der «Cool Japan»-Kampagne
der 2010er Jahre.Das Ziel:mit kultureller
Soft Power den internationalen Einfluss
stärken. «Ich stehe bereit, Japan zurück
an dieWeltspitze zu führen», so pries sich
die China-Skeptikerin im jüngsten par-
teiinternenWettbewerb an.

Ihr aussichtsreichster Kontrahent
bei der Wahl vom 4.Oktober ist Shin-
jiro Koizumi, mit 44 Jahren geradezu
ein Jüngling in Japans Politikbetrieb.
Der Sohn eines früheren Ministerprä-

sidenten stammt aus dem progressi-
ven Lager und hat ein Flair für publi-
zitätswirksame Aktionen. Als Land-
wirtschaftsminister stieg er 2023 in die
Gewässer vor Fukushima und surfte in
der Gegend des Atomkraftwerks, das
beim Tsunami von 2011 schwer beschä-
digt worden war. Mit seinem PR-Coup
demonstrierte Koizumi, dass er Sorgen
über radioaktiv kontaminierte Gewäs-
ser keine Bedeutung beimisst. In Reak-
tion auf stark gestiegene Reispreise löste
Koizumi staatliche Notvorräte auf.Wird
er gewählt, wäre er der jüngste Regie-
rungschef Japans seit 140 Jahren.

Inmitten der grössten Krise

Die machtgewohnte LDP-Partei, die
Japan über sieben Jahrzehnte hinweg
praktisch durchregierte, steckt in ihrer
grössten Krise. Bei den letzten Wah-
len trumpften Splitterparteien wie die
rechtspopulistische Sanseito auf: mit
jungen Köpfen und peppigen Slogans
wie «Japanese first» gegen die angeb-
liche Überfremdung. Sanseito holtWäh-
ler ab, die sich von der durch Korrup-
tionsskandale lädierten LDP abwenden.

Takaichi, die ehemalige Heavy-Metal-
Drummerin, verortet sich im nationalis-
tischen Flügel der LDP. Sie fühlt sich
von der früheren britischen Premier-
ministerin Margaret Thatcher inspiriert,
einer Konservativen von hartem Schrot
und Korn.DieVertraute des ermordeten
Ministerpräsidenten Shinzo Abe sperrt
sich beispielsweise gegen eine Reform
des Namensrechts. Japanische Frauen
sollen nach der Heirat weiterhin den
Namen ihres Mannes führen müssen. Im

parteiinternenWahlkampf schimpfteTa-
kaichi gegen ungehobelte ausländische
Touristen. Und sie forderte,Wirtschafts-
migranten auszuschaffen, die sich als
Asylbewerber ausgäben. Scharfe Kante
zeigt sie auch im Umgang mit der Ver-
gangenheit:Als Regierungschefin würde
sie weiterhin den Yasukuni-Schrein in
Tokio besuchen, sagte sie einmal. Aus
Sicht nationalistischer Klientel eine
Pflicht, um die Veteranen zu ehren; für
progressive Kreise und die Opfer des
japanischen Militarismus eine Provoka-
tion, weil in dem Schrein auch verurteil-
ter Kriegsverbrecher gedacht wird.

Shinjiro Koizumi inszeniert sich hin-
gegen wie sein Vater als Reformer: Juni-

chiro Koizumi, der durch seine charis-
matische Frisur auffiel, sorgte in den
nuller Jahren mit forschen Ansagen für
Aufsehen. Er gelobte etwa, die alte, ver-
knöcherte LDP zu zerstören. Dazu kam
es bekanntlich nicht. Aber er boxte
gegen grosseWiderstände die Privatisie-
rung der Post durch. Sein Sohn Shinjiro
kämpft dafür,dass Frauen nach demEhe-
schluss neuerdings ihren Ledignamen be-
halten dürfen. Seine progressive Ader
zeigte sich nach der Geburt seines Soh-
nes.Als Kabinettsmitglied bezog er zwei
Wochen Vaterschaftsurlaub – in Japan
schon fast eine Sensation. Und als Um-
weltminister sagt er: Der Kampf gegen
denKlimawandel könne auch «cool» und

«sexy» sein. Für die Japaner bedeutete
dies, dass sie sich von der liebgewonne-
nen Gewohnheit des Gratis-Plastiksacks
in jedem Geschäft trennen mussten.

Einheitsbrei im Wahlkampf

Obwohl sich die zwei Spitzenkandida-
ten inhaltlich klar unterscheiden, mar-
schierten sie in den letzten Wochen auf
die Mitte zu. Sie vermieden kontroverse
Aussagen, offensichtlich darum bemüht,
dieWählerbasis zu verbreitern. In einer
Fernsehdebatte verbreiteten Takaichi,
Koizumi und die drei übrigen, nahezu
chancenlosen Kandidaten schon fast
einen Einheitsbrei. Sie stimmten ein-
ander in vielen Punkten zu, als ginge es
darum, die Zuschauer zu überzeugen,
dass sie zum Konsens fähig sind.

Gleichzeitig stechen Koizumi und
Takaichi als Persönlichkeiten mit Cha-
risma, einem forschen Stil und Medien-
affinität hervor. Darin ähneln sie dem
Aufsteiger der neuen Rechten, dem San-
seito-Chef Sohei Kamiya. Die beiden
LDP-Spitzenkandidaten, so ungewöhn-
lich sie wirken, sind indes Parteivetera-
nen.Takaichi und Koizumi waren bereits
vor einem Jahr imRennen um den Chef-
posten – damals allerdings nur Aussen-
seiter. Jetzt, nach denWahldebakeln der
LDP, machen Umfragen klar: DieWäh-
lerschaft erwartet von Japans mächtigs-
ter Partei Spitzenkandidaten, die sich
von derMasse der blassenTechnokraten
abheben.Die Chancen für Koizumi und
Takaichi sind daher so gut wie nie zuvor.
Die anschliessende Wahl zum Regie-
rungschef ist zwar kein Automatismus
mehr, aber nach wie vor wahrscheinlich.

ANZEIGE

Die Kontrahenten Shinjiro Koizumi (links) und Sanae Takaichi. KEN ASAKURA / IMAGO
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Valérie Dittli und der Lichtschalter
Die Waadtländer Regierungsrätin verliert ihre Immunität – es besteht Verdacht auf Amtsmissbrauch

MATTHIAS SANDER, LAUSANNE

Valérie Dittli setzt in der Affäre um ihre
Amtsführung weiter auf eine Flucht nach
vorn. Am Montagabend liess sie mittei-
len, dass der Waadtländer Generalstaats-
anwalt die Aufhebung ihrer Immunität
beantragt habe. Bereits am Dienstagnach-
mittag hob das Büro des Kantonsparla-
ments die Immunität der Regierungs-
rätin tatsächlich auf. Nun kann der Staats-
anwalt Eric Kaltenrieder wegen Ver-
dachts auf Amtsmissbrauch strafrechtlich
gegen sie ermitteln.

Am Montag hatte der Kanton ein
Communiqué veröffentlicht, das sich stel-
lenweise wie der Auftakt von Dittlis juris-
tischer Verteidigungsstrategie liest.

Konflikt mit Behördenchefin

Die gebürtige Zugerin hatte ab 2024 als
damalige Finanzministerin einen lange
währenden Arbeitskonflikt mit der Che-
fin der Steuerbehörde. Dabei ging es um
Vorwürfe wie Kompetenzüberschreitung
und das Zurückhalten von Informatio-
nen. In der Folge, so stellte es Dittli stets
dar, habe sie versucht, in ihren Augen
überzogene Steuerbescheide aufheben
und neu berechnen zu lassen.

Dazu heisst es nun im Communiqué
blumig: «Frau Dittli hat vor allem den
Eindruck, dass sie sich in einem komplett
verdunkelten Raum bewegen musste,
und dass sie versucht hat, das Licht an-
zuschalten.» Dittli sei überzeugt, dass sie
stets im Interesse des Kantons gehandelt
und unter Wahrung der Gleichbehand-
lung der Steuerzahler nach konstrukti-
ven Lösungen gesucht habe. Der Gene-
ralstaatsanwalt hingegen sieht offensicht-
lich genug Indizien dafür, dass Dittlis
Anordnung an ihre Behördenchefin, sie
solle Steuerbescheide von reichen Steuer-
zahlern aufheben, illegal war. Amtsmiss-
brauch wird mit einer Geldstrafe oder mit
bis zu fünf Jahren Gefängnis bestraft.

Einen weiteren Vorwurf lässt der
Generalstaatsanwalt womöglich fallen.
Das zumindest legt das Communiqué
nahe. Dort heisst es prominent: «Valé-
rie Dittli begrüsst es, dass der General-
staatsanwalt keine konkreten Hinweise
auf eine Verletzung des Amtsgeheim-
nisses erwähnt.» Kaltenrieder selbst hat
sich zum Sachverhalt noch nicht geäus-
sert, auch nicht auf Anfrage.

Beim Vorwurf der Amtsgeheimnis-
verletzung geht es um Leaks in der West-
schweizer Presse, insbesondere in «Le

Temps». Die Genfer Zeitung war in der
Dittli-Affäre oft gut über Interna der
Regierung informiert. Das Timing und
der Inhalt der Artikel legen nahe, dass
die Zeitung von Unterstützern Dittlis
oder von der Regierungsrätin selbst mit
Informationen versorgt wurde.

Die Waadtländer Regierung hatte
wegen der Leaks im März Strafanzeige
gegen Unbekannt erstattet. Zudem über-
gab sie dem Generalstaatsanwalt einen
Untersuchungsbericht, den der ehema-
lige Neuenburger SP-Politiker Jean Stu-
der zu Dittlis Amtsführung erstellt hatte.
Studer hatte Dittlis Intervention zur Auf-
hebung von Steuerbescheiden als «ein
Erdbeben, eine komplett inakzeptable
Einmischung» bezeichnet.

Valérie Dittli lässt im Communiqué
vom Montag schreiben, dass sie «umfas-
send und transparent bei der Aufklärung
des Sachverhalts mitwirken» werde. Der
Antrag auf Aufhebung ihrer Immunität
sei «eine erwartete Etappe zur Feststel-
lung des Sachverhalts». Ganz so einfach
jedoch scheint es nicht:Wenn am Vorwurf

des Amtsmissbrauchs überhaupt nichts
dran wäre, dann würde der Staatsanwalt
gar nicht erst ermitteln wollen.

Dittlis Kommunikationsoffensive ging
am Dienstagmorgen weiter. Da erschien
ein Interview mit ihr – wieder in «Le
Temps». Die beiden Interviewer beteuern
im Vorspann des Interviews, vorab nichts
vom Communiqué vom Montagabend
gewusst zu haben. Sie hätten erst nach
dem Interview zwei Fragen zum Thema
nachgeliefert. In ihrer Antwort wieder-
holt Dittli ihre Aussage aus dem Com-
muniqué, dass sie dank der geplanten Er-
mittlungen endlich ihre «Rechte umfas-
send geltend machen» könne.

Anhörungen ausstehend

Der Rest des Interviews dreht sich um
einen weiteren Untersuchungsbericht.
Der Jurist François Paychère fand im
Auftrag der Kantonsregierung heraus,
dass die Waadt unter Dittlis Vorgänger
als Finanzminister, dem heutigen FDP-
Ständerat Pascal Broulis, jahrelang ver-

mögende Steuerzahler zu gering besteu-
ert hatte. Dabei wurde die sogenannte
Vermögenssteuerbremse, die Dittli später
so viele Probleme bereiten sollte, offen-
sichtlich illegal angewendet.

Auch über das Rechtsgutachten von
Paychère wusste «Le Temps» vorab Be-
scheid, dank einem anonymen Parlamen-
tarier, wie es im Artikel hiess. Daraufhin
erstattete die Kantonsregierung Anzeige.

Mitte September schliesslich wurde
bekannt, dass der Generalstaatsanwalt
alle männlichen Kantonsparlamentarier
zu Vernehmungen eingeladen hat, ohne
einen Grund zu nennen. Das hat es zu-
mindest in der Waadt noch nie gegeben.

Die Vernehmungen sollten ursprüng-
lich ausgerechnet am 7. Oktober begin-
nen, wenn das Kantonsparlament turnus-
gemäss tagt. Dieser Termin wurde offen-
bar mittlerweile verschoben. Für viele Be-
obachter jedenfalls scheint klar, worum
es bei den Vernehmungen mutmasslich
gehen wird: um das erneute Medien-Leak
in der Affäre Dittli und dessen immer
weiter reichenden Verzweigungen.

Förderklassen sind auf dem Vormarsch
Der Kanton Aargau unterstützt separativen Unterricht – Kritik bleibt erstaunlicherweise aus

SEBASTIAN BRIELLMANN

Von einer breiteren Öffentlichkeit ziem-
lich unbemerkt hat der Kanton Aargau
in diesen Tagen einen Entscheid getrof-
fen, der stellvertretend für einen Trend
im Schweizer Bildungswesen steht: Das
Parlament hat eine Motion von SVP und
FDP an den Regierungsrat überwiesen,
die vorsieht, dass mehr «Einführungs-,
Klein-, Integrations- und Spezialklassen»
gebildet werden. Widerstand gab es kei-
nen. Zudem hat der Grosse Rat einen
Vorstoss mit (fast) derselben Forderung
angenommen – sowie einem Volksschul-
gesetz zugestimmt, das mehr Trennung in
den Klassenzimmern zum Ziel hat.

Das Pendel schwingt zurück

Es sind dies weitere Schritte, die die Ab-
kehr von der inklusiven Schule vorantrei-
ben. Für die Befürworter dieses Modells,
von denen es gerade in der Bildungsbü-
rokratie viele gibt, ist das eine schlechte
Nachricht. Doch auch diese Vertreter
üben (bis anhin) keine Kritik am Vorha-
ben. Auch ist es kein Geheimnis, dass die
neue Bildungsdirektorin, Martina Bir-
cher (SVP), das Konzept der integrativen
Schule in der heutigen Form als geschei-
tert betrachtet – und in grossem Tempo

auf Veränderungen hinarbeitet. In die-
sen Tagen hat sie ihre Position nochmals
in einem Brief an die Gemeinderäte, die
für die Umsetzung verantwortlich sind,
hervorgehoben. Im Schreiben macht sie
klar, dass der Kanton unter «integrativer
Schule» verstehe, dass sich die Schüler
mit «besonderen Bildungsbedürfnissen»
zwar auf «demselben Schulareal wie alle
anderen Kinder» befinden sollen, «aber
nicht zwingend in derselben Klasse».

Konkret heisst das: Neben den
üblichen Regelklassen sind Förder-
klassen nicht nur möglich, sondern er-
wünscht. Zusätzlich fördert die Aar-
gauer Regierung bereits jetzt zwei so-
genannte Spezialklassen, damit weniger
verhaltensauffällige Kinder in eine Son-
derschule geschickt werden. Ab kom-
mendem Schuljahr sollen bereits 10 bis
15 solcher Klassen bestehen.

Mit diesen Beschlüssen wird eine
neue Durchlässigkeit zwischen dem Nor-
malfall, der Regelklasse, und der separa-
tivsten Form, der Sonderschule, geschaf-
fen. Früher hat es das auch schon ge-
geben: mit der Kleinklasse. Doch genau
diese Unterrichtsform galt in den ver-
gangenen beiden Jahrzehnten als Relikt
aus vergangenen Tagen, Es kam zur flä-
chendeckenden Einführung der integra-
tiven Schule.

Doch nun schwingt das Pendel zu-
rück: In Basel-Stadt gibt es wieder För-
derklassen, in Zürich sind sie geplant –
und nun drückt auch der Aargau aufs
Tempo. Auch in anderen Kantonen wird
die Kritik am Status quo lauter. Und die
Befürworter werden leiser, Hauptsache,
das Wording stimmt: Alle sind für mehr
Separierung, solange man nicht zugeben
muss, dass das eine Abkehr von der inte-
grativen Schule bedeutet.

Das zeigt sich am Aargauer Beispiel:
Der Lehrerverband schreibt auf Anfrage,
dass man die Einführung von Spezial-
klassen «zur Entlastung der Regelklas-
sen» unterstütze, weil man die integra-
tive Schule eben nicht abschaffen wolle.
So könne die «Tragfähigkeit einer Regel-
klasse gehalten oder verbessert» werden.

Es klingt wie früher

Der Lehrerverband sagt auch, dass in
den früheren Kleinklassen nur leis-
tungsschwache Schüler beschult worden
seien. «In den neuen Spezialklassen kön-
nen auch Schülerinnen und Schüler mit
anderen Beeinträchtigungen, wie zum
Beispiel einer Autismus-Spektrum-Stö-
rung, unterrichtet werden.»

Das klingt so, wie es früher war. Wer
nicht parat ist für eine Regelklasse, der

wird nicht in eine solche eingeteilt – um
deren Funktionieren nicht zu gefährden.
Mit der Ausweitung auf «andere Beein-
trächtigungen» ist das sogar eine Ver-
schärfung. Den grössten Unterschied
sieht der Lehrerverband in der Finan-
zierung: Während Kleinklassen, die im
Aargau stets erlaubt waren, mit den be-
stehenden Ressourcen finanziert werden
müssen, würden die Spezialklassen vom
Kanton zusätzlich bezahlt.

Mehr Geld für besseren Unterricht
ist schon lange das Credo der Lehrer-
verbände, vor allem des nationalen Gre-
miums. Mit mehr Ressourcen würde auch
die integrative Schule funktionieren.

Das ist jedoch nicht die Idee der Aar-
gauer Bildungsdirektorin. Es stimmt
zwar, dass vorderhand mehr Mittel für die
Spezialklassen gesprochen werden. Sind
diese etabliert, werden aber anderswo
Mittel frei. Und dass diese neue Form
nicht einfach nur eine Ergänzung zur
Regelklasse ist, wo Kinder kurzzeitig
platziert werden, wird ebenfalls deutlich
unterstrichen. Das System wird, natürlich,
zwar durchlässig sein, wenn ein Kind den
Knopf aufmacht. Aber die Klassen sind
fix – und ein Übertritt ist zwar möglich,
aber nicht zwingend angedacht.Auch das
erinnert ziemlich an früher, als es noch
Kleinklassen gegeben hat.

Die Politikerin Valérie Dittli begrüsst die geplanten Ermittlungen der Staatsanwaltschaft und will kooperieren. CYRIL ZINGARO / KEYSTONE

Drei Wirte der
«Walliserkanne»
verurteilt
Die Beiz in Zermatt war ein
Wallfahrtsort für Corona-Leugner

RENATO SCHATZ

Die Anklagepunkte klingen, als stamm-
ten sie aus einer anderen Zeit: «Wider-
handlungen gegen die Covid-19-Ver-
ordnung», steht etwa im Urteil, das der
NZZ vorliegt. Zudem ist von «Siegel-
bruch», «Drohung» oder «Beschimp-
fung» die Rede.

Unter anderem diese Straftaten wur-
den einzelnen Mitgliedern der Wirte-
familie der «Walliserkanne» in Zermatt
vorgeworfen. Im September 2024 wurden
sie vom Bezirksgericht in Visp in mehre-
ren Punkten schuldig gesprochen. Sie leg-
ten Berufung ein, die Verhandlung fand
im vergangenen Februar statt. Doch das
Walliser Kantonsgericht in Sitten hat das
Urteil nun bestätigt, wie es am Dienstag
in einem Communiqué mitteilte.

Einer filmte alles

Es war eine andere Zeit, dieser Herbst
2021, in dem das Coronavirus wütete. Es
galt die «Zertifikatspflicht», dieses Un-
wort aus der Pandemie: Es durfte nur in
die Beiz gehen, wer nachweisen konnte,
dass er geimpft, genesen oder negativ
auf das Virus getestet war.

Die Polizeien kontrollierten die Um-
setzung dieser Zertifikatspflicht, stat-
teten den Restaurants Besuche ab. Im
September 2021 betraten Beamte die
«Walliserkanne», eine Traditionsbeiz
mitten in Zermatt. Aber das Personal
trug keine Masken, scherte sich nicht
um irgendwelche Zertifikate, tat, als
wäre nie etwas gewesen.

Irgendwann hatte der Walliser Staats-
rat genug von der Realitätsverweigerung
in der «Walliserkanne» und ordnete die
temporäre Schliessung an. Eines Frei-
tags Ende Oktober kreuzten deshalb
Polizisten auf und versiegelten die Beiz.

Der Polizeieinsatz ist gut dokumen-
tiert, einer der Wirte hat ihn mit sei-
nem Handy gefilmt. Die Videos wurden
tausendfach angeschaut. Man hört den
Wirt, wie er die Polizisten als «Witzfigu-
ren» oder «Dräckstschugger» beleidigt.
Einmal sagt er: «Dann muss ich mir viel-
leicht eine Schusswaffe organisieren.»

Zu diesem Zeitpunkt sitzen noch
immer Gäste in der Beiz, Musik läuft.
Die Szenen muten heute fast schon dys-
topisch an: Da sitzt beispielsweise ein
Mann an einem der Tische, vor ihm eine
Tasse, und der Beamte bittet ihn, das Lo-
kal zu verlassen: «Wenn Sie sich dagegen
wehren, machen Sie sich straffällig.»

In der Folge entwickelte sich eine Art
juristisches Fangis. Denn die Wirtefami-
lie brach die Versiegelung und empfing
am Abend wieder Gäste.

Hohe Verfahrenskosten

Wenige Stunden später kehrte die Poli-
zei zurück, dieses Mal mithilfe des Tief-
bauamtes, das Betonblöcke zur Ver-
fügung stellte, die vor den Eingang der
«Walliserkanne» gestellt wurden. Die
Wirtefamilie versuchte daraufhin kur-
zerhand, die Blöcke als Tresen für eine
improvisierte Bar zu verwenden.

Schliesslich wurde die «Walliser-
kanne» geschlossen, und drei Mitglie-
der der Wirtefamilie mussten für ein
paar Tage ins Gefängnis. Längst waren
sie schweizweit bekannt und Gegen-
stand zahlreicher Medienberichte. Die
«Walliserkanne» wurde zum Wallfahrts-
ort für Massnahmen- und Staatskritiker.
In Zermatt kam es zu einer spontanen
Kundgebung, die Freiheitstrychler mar-
schierten durch den Ort.

Einer aus der Wirtefamilie wurde
2023 freigesprochen – wegen «nicht ver-
wertbarer Beweise». Drei weitere Mit-
glieder wurden nun zu Bussen und auf
zwei Jahre bedingten Geldstrafen ver-
donnert, dazu kommen unter ande-
rem Verfahrenskosten. Vorausgesetzt,
sie ziehen mit dem Urteil nicht vor das
Bundesgericht.

Die «Walliserkanne» hat inzwischen
wieder geöffnet. Auf der Website führt
die Wirtefamilie die Kosten für die bis-
herigen Gerichtsverfahren auf: «CHF
284 000», steht da, «Tendenz steigend».


